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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 
 

 

Bekanntmachung nach dem Niedersächsischen Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(NUVPG) 

 

Die Stadt Aurich, Bgm.-Hippen-Platz 7, 26603 Aurich, hat die Plangenehmigung zum Gewässerausbau für 

die Aufweitung des historischen Wallgrabens „Hoher Wall“ in der Gemarkung Aurich, Flur 14, Flurstück 

174/97, beantragt. 

 

Der Landkreis Aurich hat nach der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 5 des Niedersächsi-

schen Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG) festgestellt, dass eine Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben nicht besteht. Diese Feststellung 

wird hiermit nach § 6 NUVPG bekannt gemacht. Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
 

Aurich, den 06.05.2014 
 
Landkreis Aurich  
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Der Landrat 

Weber 

 

 

B. Bekanntmachungen der Gemeinden 
 

 

Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche Maßnahmen in der 
Gemeinde Dornum 

Straßenausbaubeitragssatzung 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 

Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. Nr. 31/1010 S. 576) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-

zes vom 16.12.2013 (Nds. GVBl. Nr. 23/2013 S. 307) und § 6 des Niedersächsischen Kommunalabga-

bengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. Nr. 3/2007 S. 41) zuletzt geändert 

durch Art. 3 des Gesetzes vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. Nr. 16/2012 S. 279) hat der Rat der Gemeinde 

Dornum in seiner Sitzung vom 07.05.2014 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
Beitragsfähige Maßnahmen 

 
(1) Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und 

Erneuerung ihrer öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Einrichtungen) erhebt die 

Gemeinde Dornum  – sofern Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff BauGB nicht erhoben 

werden können – nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den Grundstückseigentümern, de-

nen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen Einrichtungen besondere wirt-

schaftliche Vorteile bietet.  

 

(2) Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 

mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Wohnwege und die anderen Straßen im Außenbereich, 

die die Gemeinde für den öffentlichen Verkehr gewidmet hat (§ 47 Nr. 3 NStrG). 

 

(3) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne Ausbaumaßnahme. 

Sie kann den Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte Teile einer Maßnahme (Auf-

wandsspaltung) oder für einen selbständig nutzbaren Abschnitt einer Maßnahme (Abschnittsbil-

dung) gesondert ermitteln.  

 

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahmen werden durch das Bauprogramm bestimmt. 

Das Bauprogramm wird durch die Gemeinde formlos festgelegt.  

 

§ 2 
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 

 
Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten  

1. für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der für die Her-

stellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentlichen Einrichtungen benötigten 

Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von der Gemeinde hierfür aus ihrem Vermögen 

bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung; 
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2. für die Freilegung der Fläche; 

3. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn mit Unterbau und 

Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen einschließlich der Anschlüsse an an-

dere Straßen sowie Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenni-

veaus; 

4. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von  

a) Randsteinen und Schrammborden, 

b) Rad- und Gehwegen, 

c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

d) niveaugleiche Mischflächen, 

e) Beleuchtungseinrichtungen, 

f) Rinnen- und andere Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der öffentlichen Ein-

richtungen,  

g) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,  

h) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen) und Grünanlagen soweit 

sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtungen sind; 

5. für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von Wegen, Plätzen und Fuß-

gängerzonen in entsprechender Anwendung von Nr. 3; 

6. der Fremdfinanzierung; 

7. die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine beitragsfähige Maßnahme bewirkten Ein-

griffs in Natur und Landschaft zu erbringen sind; 

8. der Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung. 

 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes  

 
(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 

 

(2) Der Aufwand für 

1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 

2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 

3. Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus, 

wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet. 
 

§ 4 
Anteil der Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand 

 
(1) Die Gemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die Allgemeinheit aus der Inanspruchnahme der 

öffentlichen Einrichtung ergebenden besonderen Vorteils von dem beitragsfähigen Aufwand den 

Teil, der auf die Allgemeinheit oder der Gemeinde entfällt. Die Beitragspflichtigen tragen den sich 

aus Abs. 2 ergebenden Anteil am beitragsfähigen Aufwand. 

 

(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand beträgt:  

1. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem  

Anliegerverkehr dienen, sowie bei verkehrsberuhigten Wohnstraßen    75 v. H. 

2. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen Verkehr 
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a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen 

 sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, Radwege,  

Busbuchten und Bushaltestellen           40 v. H. 

b) für kombinierte Rad- und Gehwege           50 v. H. 

c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde sowie für  

Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen Einrichtung         60 v. H. 

d) für Beleuchtungseinrichtungen sowie Einrichtungen zur  

Straßenentwässerung            50 v. H. 

e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und  

Bushaltestellen             70 v. H. 

f) für niveaugleiche Mischflächen           50 v. H. 

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem  

Durchgangsverkehr dienen, 

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand und Sicherheitsstreifen  

sowie Böschungen, Schutz- und Stützmauern, Radwege,  

Busbuchten und Bushaltestellen            30 v. H. 

b) für kombinierte Rad- und Gehwege           50 v. H. 

c) für Gehwege, Randsteine und Schrammborde sowie für  

Grünanalgen als Bestandteil der öffentlichen Einrichtung         50 v. H. 

d) für Beleuchtungseinrichtungen sowie Einrichtungen zur  

Straßenentwässerung            40 v. H. 

e) für Parkflächen (auch Standspuren) ohne Busbuchten und  

Bushaltestellen             60 v. H. 

4. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG            75 v. H. 

5. bei Fußgängerzonen             50 v. H. 

 

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, zunächst zur De-

ckung der Anteile der Gemeinde zu verwenden. 

 

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sachlichen Beitragspflichten durch eine er-

gänzende Satzung von den Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn wichtige Gründe für eine an-

dere Vorteilsbemessung sprechen. 

§ 5 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

 
(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die Möglich-

keit der Inanspruchnahme der ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder eines bestimmten Ab-

schnitts von ihr besteht (berücksichtigungspflichtige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes 

auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus 

der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche mit dem nach den §§ 6 und 7 maßgebli-

chen Nutzungsfaktor ergeben.  

 

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im bürgerlich-

rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungspflichtiger Grundstücke baulich oder gewerb-

lich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 6. Für die übrigen Flä-

chen – einschließlich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungsgrenze, 
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einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB – richtet sich 

die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 7. 

 

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, 

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der Restflä-

che innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen, die Gesamtfläche des 

Grundstücks; 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die Fläche im 

Bereich des Bebauungsplanes; 

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstücken, die über 

die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbereich; 

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht, 

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) 

liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im Au-

ßenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung und ei-

ner Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 35 m zu ihr verläuft; bei Grundstü-

cken, die nicht an die öffentliche Einrichtung angrenzen oder lediglich durch einen zum 

Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der öffent-

lichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem gleich-

mäßigen Abstand von 35 m zu ihr verläuft; 

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder ge-

werblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung bzw. im Fall von Nr. 4 

lit. b) der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, 

die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerb-

lichen Nutzung entspricht.  

 

(4) Bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die 

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z. B. Fried-

höfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammen-

hang bebauten Ortsteils so genutzt werden, 

oder 

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Fest-

setzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (landwirtschaftliche 

Nutzung), 

ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zugrunde zu legen, die 

von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.  
 

§ 6 
Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke pp.  

 
(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die baulich 

oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. 

Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollge-

schosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Besteht im 

Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss i. S. der Landesbau-
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ordnung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m 

und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe des 

Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.  

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und erhöht sich je weiteres Vollgeschoss 

um 0,25. 

 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 5 Abs. 3 bestimmten Flächen – bei 

Grundstücken,  

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 

und Nr. 2), 

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse; 

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anla-

gen festgesetzt ist, in Kern-, Gewerbe,- Industrie- und Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 

3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchst-

zulässige Gebäudehöhe, wobei bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und bei Bruchzahlen 

ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird; 

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen 

Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 2,8 geteilte höchst-

zulässige Baumassenzahl, wobei bei einer Bruchzahl bis 0,49 abgerundet und bei einer 

Bruchzahl ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird; 

d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgaragenanlage errichtet werden dürfen, 

die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene, 

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl 

von einem Vollgeschoss, 

f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl 

von zwei Vollgeschossen, 

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 

baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren Umgebung 

überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungs-

wert nach lit. a) – c); 

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. d) – g) oder die Höhe der bauli-

chen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschritten wird, die tat-

sächliche vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich vorhandenen 

Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c); 

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusam-

menhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 5 Abs. 3 Nr. 3 bis Nr. 5), wenn sie 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Voll-

geschosse. 

4. Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende  Nutzungsfaktor wird vervielfacht mit 

1. 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder 

durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4a BauNVO), Dorf-

gebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder Sondergebietes i. S. von § 

10 BauNVO oder ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplan-

gebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung 
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ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie 

Berufe) genutzt wird; 

2. 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder 

durch Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 

BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes i. S. von § 11 BauNVO 

liegt. 

 

§ 7  
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung 

 
(1) Für die Flächen nach § 5 Abs. 4 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die 

1. aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan  

nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise  

nutzbar sind (z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder,  

Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten 

 Ortsteils so genutzt werden          0,5 

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender  

Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar  

sind (z. B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn  

a) sie ohne Bebauung sind, bei 

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen           0,0167 

bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland            0,0333 

cc) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenabbau pp.)                    1,0 

sie in einer baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren  

Weise genutzt werden (z. B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze,  

Freibäder, Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung)     0,5 

b) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder  

landwirtschaftliche Nebengebäude (z. B. Feldscheunen) vorhanden  

sind, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche  

der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt       1,0 

mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere  

tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a), 

c) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, 

 für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche der 

Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,    1,0 

mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere 

tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. b) 

d) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die  

sich rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt  

durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,       1,5 

mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere 

tatsächlich vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a) 

e) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach  

§ 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten  

Teilflächen 
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aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben 

      dienen,                        1,5 

      mit Zuschlägen von je 0,375 für das zweite und jedes weitere tat- 

      sächlich vorhandene Vollgeschoss 

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung      1,0 

      mit Zuschlägen von je 0,25 für das zweite und jedes weitere tat-  

      sächlich vorhandene Vollgeschoss, 

für die Restfläche gilt lit. a). 

 

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 6 Abs. 1. 

 

§ 8  
Aufwandsspaltung 

 
Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Straßenbaubeitrag selbständig erhoben wer-

den für 

1. die Kosten des Grunderwerbs der öffentlichen Einrichtung, 

2. die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Baumaßnahme,  

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Fahrbahn, 

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Radwege oder eines von 

ihnen, 

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Gehwege oder eines von 

ihnen, 

6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung kombinierter Rad- und Gehwe-

ge oder eines von ihnen, 

7. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Oberflächenentwässerung 

der öffentlichen Einrichtung, 

8. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Beleuchtungseinrichtungen 

der öffentlichen Einrichtung, 

9. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Parkflächen 

10.  die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung des Straßenbegleitgrüns. 

 

§ 9  

Entstehung der Beitragspflicht 

 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme. 

 

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der Teil-

maßnahme, frühestens jedoch mit dem Ausspruch der Aufwandsspaltung. 

 

 

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnitten entsteht die Beitragspflicht mit der 

Beendigung der Abschnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Abschnittsbildungsbeschluss. 

 

(4) Die in Abs. 1 – 3 genannten Maßnahmen sind erst dann beendet, wenn die technischen Arbeiten 

entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt sind und der 

Aufwand berechenbar ist. 
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§ 10 
Vorausleistungen 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit 

der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen 

Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.  

 

§ 11 
Beitragspflichtige  

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht (§ 9) Eigentümer des 

Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentü-

mers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

 

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind 

die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil bei-

tragspflichtig. 

 

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbaurechts auf 

diesem und im Falle von Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnung- und Teileigentum. 

 
§ 12  

Beitragsbescheid 
 

Der Beitrag, der auf den einzelnen Beitragspflichtigen entfällt, wird durch schriftlichen Bescheid fest-

gesetzt.  

 

§ 13  
Fälligkeit 

 
Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden nach einen Monat nach 
Bekanntgabe des Bescheides fällig.  

 

§ 14 
Ablösung 

 
(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch Vertrag 

vereinbart werden. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.  

 

(2) Zur Feststellung des Ablösebetrages ist der für die Ausbaumaßnahme i. S. von § 1 entstehende 

Ausbauaufwands anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrechnungen um im übrigen an-

hand von dem Ausschreibungsergebnis sowie den Kosten für den Ausbau von Teileinrichtungen 

bei vergleichbaren öffentlichen Einrichtungen zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 4 bis 7 auf 

die Grundstücke zu verteilen, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der betref-

fenden öffentlichen Einrichtung besteht.  

  

(3) Durch Zahlung des Ablösebetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.  
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§ 15  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Aurich in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 

Maßnahmen vom 07.12.1989, in der Fassung der Änderung vom 30.03.1992, außer Kraft. 

 

Dornum, den 07.05.2014 

 
Gemeinde Dornum 
 

Bürgermeister  

Hook 

 

 

Haushaltssatzung der Gemeinde Großefehn für das Haushaltsjahr 2014 
 

Auf Grund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der zurzeit gültigen 

Fassung hat der Rat der Gemeinde Großefehn in der Sitzung am 27. März 2014 folgende Haushalts-

satzung für das Haushaltsjahr 2014 beschlossen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird  
 

1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf       19.858.500 Euro  

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf      20.489.000 Euro  

 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf          0 Euro 

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf          0 Euro  

 

2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  18.164.000 Euro  

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  17.953.200 Euro  

 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf      2.706.400 Euro  

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf      3.164.500 Euro  

 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf         458.100 Euro  

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf         579.300 Euro  

 
festgesetzt.  

 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-

rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 458.100 Euro festgesetzt.  

 

 

§ 3 



- 242 - 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 0 Euro festgesetzt. 

 

 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2014 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 

Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 7.000.000 Euro festgesetzt. 

 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2014 wie folgt festge-

setzt: 

 

1. Grundsteuer   

1.1    für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H.  

1.2    für Grundstücke (Grundsteuer B) 339 v. H.  

2. Gewerbesteuer  336 v. H.  
 
Großefehn, 27.03.2014 
 
Gemeinde Großefehn 
 
Bürgermeister 
Meinen 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. 

 

Die gemäß §§ 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 2. Mai 2014, Az. I/10 150 20 1, 

erteilt worden. 

 

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 12.05.2014 bis zum 20.05.2014 zur 

Einsichtnahme im Rathaus der Gemeinde Großefehn, Zimmer 223, öffentlich aus. 
 

Großefehn, 2. Mai 2014 

 

Gemeinde Großefehn 
 

Bürgermeister 

Meinen 

 

 

1. Nachtrag 
zur Satzung der Inselgemeinde Juist 

über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer  
vom 19.12.2013 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-gesetzes 
(NKomVG)  in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl., 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Art. 7 

des Gesetzes vom 12.12.2012 (Nds. GVBl. S. 589) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalab-
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gabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBL, S. 41) , zuletzt geändert durch Art. 3 des Geset-

zes vom 18.07.2012 (Nds. GVBl., S. 279), hat der Rat der Inselgemeinde Juist in seiner Sitzung am 

24.04.2014 folgenden 1. Nachtrag zur Satzung der Inselgemeinde Juist über die Erhebung einer 

Zweitwohnungssteuer beschlossen: 

I. 
§ 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 
Wer bei Inkrafttreten dieser Satzung eine Zweitwohnung innehat, hat dies der Inselgemeinde Juist 

innerhalb von einem Monat nach Inkrafttreten dieser Satzung anzuzeigen, sofern er dies noch nicht  
mitgeteilt hat. 

II. 
§ 9 erhält folgende Fassung: 

 
(1) Die in § 2 Absatz 3 genannten Personen sind verpflichtet, der Inselgemeinde Juist stets jede Ände-

rung der für die Steuerfestsetzung relevanten Tatbestände mitzuteilen. 

(2) Die in § 2 Absatz 3 genannten Personen sind zur Angabe der Wohnfläche der der Zweitwohnungs-

steuer unterliegenden Wohnung nach Aufforderung durch die Inselgemeinde Juist verpflichtet. 

(3) Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg 

verspricht, sind auch andere Personen, insbesondere Vermieter von Zweitwohnungen im Sinne von § 
2 Absatz 3 oder die von diesen mit der Vermittlung oder Vermietung beauftragten verpflichtet der 

Inselgemeinde Juist auf Nachfrage die für die Steuerfestsetzung relevanten Tatbestände mitzuteilen. 

 

III. 
§ 11 erhält folgende Fassung: 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Absatz 2 Nr. 2 NKAG handelt wer 

• entgegen § 8 nicht anzeigt, dass er eine Wohnung in Besitz genommen oder inne hat, 

• entgegen § 9 Absatz 1 nicht stets jede Änderung der für die Steuerfestsetzung relevanten Tat-
bestände mitteilt, 

• entgegen § 9 Absatz 2 nicht die Wohnfläche der der Zweitwohnungssteuer unterliegenden 

Wohnung nach Aufforderung durch die Inselgemeinde Juist angibt. 

 

IV. 
Inkrafttreten 

 
Dieser Nachtrag tritt eine Tag nach Beschlussfassung  in Kraft.  

 

Juist, den 25.04.2014 

 

Inselgemeinde Juist 
 
Der Bürgermeister 

Patron 
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D. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 
 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
in der Flurbereinigung Holtrop 

III. Anordnung 
 

In der Flurbereinigung Holtrop, Landkreis Aurich wird aufgrund des § 8 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes 

vom 19.12.2008 (BGBl. I, S. 2794), das durch Beschluss vom 16.09.2008, I. Anordnung vom 

16.07.2009 und II. Anordnung vom 12.08.2013 festgesetzte Flurbereinigungsgebiet geändert. 

 

Folgende Flurstücke werden zum Flurbereinigungsverfahren Holtrop zugezogen: 
Landkreis Aurich 
 
Stadt Aurich 
Gemarkung 

Schirum 
 
Gemeindebezirk Großefehn 

 

 

 

Flur 

6 

 

 

 

Flurstücke 

74 u. 115/69 

 

Gemarkung Flur Flurstücke  

Holtrop 11 39  

    

Akelsbarg 5 21 u. 22  

    

Felde 3 52/2  

 

Aurich-Oldendorf 

 

7 

 

39/4 

 

 

Durch diese Anordnung vergrößert sich die Verfahrensfläche um 9,2422 ha auf 902,2190 ha. Die hin-

zuzuziehenden Flurstücke sind in der zu dieser Anordnung gehörenden Gebietskarte gekennzeichnet. 

 

Begründung: 
Gemäß § 8 Abs. 1 FlurbG kann die Flurbereinigungsbehörde geringfügige Änderungen des Flurberei-

nigungsgebietes anordnen, wenn sie dies für erforderlich erachtet und das Interesse der Beteiligten 

für gegeben hält. Geringfügigkeit liegt immer dann vor, wenn sowohl von der Flächenrelation als 

auch vom Sinn und Zweck her keine wesentliche Änderung gegeben ist. Die Größe der zuzuziehenden 

Flächen beträgt rd. 1,03% der Verfahrensgröße. Eine geringfügige Änderung ist insoweit also gege-
ben. 

 

Es werden Flurstücke zum Verfahren Holtrop zugezogen, um eine stärkere Zusammenlegung sowie 

eine Verkürzung der Entfernung zur Hoflage und somit eine Steigerung der Produktivität der betrof-

fenen Teilnehmer zu erreichen. 

 

Die Gebietsänderung ist somit nicht erheblich, aber erforderlich und im objektiven Interesse der Be-

teiligten. Die Zuziehung von Flächen dient letztlich der Optimierung der Verfahrensabläufe. Insofern 

liegt keine wesentliche Änderung vor, die eine Vorgehensweise nach §§ 4 - 6 FlurbG erfordert. 

 
Beschränkung der Nutzungs- und Baurechte im Flurbereinigungsgebiet (§ 34 FlurbG) 
Für die zugezogenen Flurstücke gelten folgende Einschränkungen 
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1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung des Amtes für Landentwicklung 

Aurich, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, nur Änderungen vorgenommen werden, die zum 

ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören, 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Wälle, Einfriedigungen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zu-

stimmung des Amtes für Landentwicklung Aurich errichtet, hergestellt, wesentlich verändert 

oder beseitigt werden, 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustim-

mung des Amtes für Landentwicklung Aurich beseitigt werden, 

4. Holzeinschläge und Baumaßnahmen dürfen nur mit Zustimmung des Amtes für  
Landentwicklung Aurich ausgeführt werden. 

Änderungen oder Herstellung von Anlagen ohne eine nachweisbare Genehmigung des Amtes für 

Landentwicklung können im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Das Amt für Land-

entwicklung kann den früheren Zustand auf Kosten desjenigen, der eine solche Änderung oder Her-

stellung veranlasst hat, wieder herstellen lassen. Gegebenenfalls sind Ersatzpflanzungen anzuordnen. 

 

Anmeldung von Rechten (§ 14 FlurbG) 
Rechte und Pflichten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbe-

reinigungsverfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten beim Amt für Landentwick-

lung Aurich anzumelden. 
Insbesondere kommen in Betracht: 

a) Rechte der Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet 

räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird, 

b) Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder persönliche 

Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Nutzung 

beschränken (z.B. Pacht-, Miet- oder ähnliche Rechte), 

c) die Verpflichtung zum Unterhalt von Anlagen nach § 45 Abs. 1 S. 2 FlurbG, d.h. Anlagen, die 

dem öffentlichen Verkehr, dem Hochwasserschutz, der öffentlichen Wasser- und Energiever-

sorgung sowie der Abwasserverwertung oder -beseitigung dienen, 

d) Eigentumsrechte an den unter c) genannten Anlagen, 
e) Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, insbesondere Nut-

zungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsgerechtigkeiten, außerdem 

Wege-, Wasser- und Fischereirechte, die vor dem 01.01.1900 begründet worden sind und 

deshalb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften, 

f) Rechte an den unter e) bezeichneten Rechten, 

g) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskataster 

übernommen worden sind. 

 

Werden Rechte nach Ablauf der Frist von 3 Monaten angemeldet, so kann das Amt für Landentwick-

lung die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 und 3 FlurbG gelten lassen. 
Sind Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuches unrichtig ge-

worden, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt auf 

eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur 

Beschaffung fehlender Unterlagen umgehend nachzukommen. 

 

Hinweis 

Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht wer-

den, wird darauf hingewiesen, dass diese Funde meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die Funde un-

verzüglich einer Denkmalbehörde oder einem Beauftragten für die Archäologische Denkmalpflege zu 

melden. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur 

Niederschrift Widerspruch beim Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen 

- LGLN -, Podbielskistr. 331, 30659 Hannover oder bei der Regionaldirektion Aurich des LGLN, Older-

sumer Str. 48, 26603 Aurich Widerspruch erhoben werden. 

Gemäß § 115 FlurbG beginnt die Rechtsbehelfsfrist, wenn öffentliche Bekanntmachung erfolgt, mit 

dem ersten Tage der Bekanntmachung. Bei schriftlicher Einlegung wird die Frist nur gewahrt, wenn 

das Widerspruchsschreiben bis zum Ablauf der angegebenen Frist bei dem Landesamt für Geoinfor-

mation und Landentwicklung Niedersachsen, - LGLN -, Podbielskistr. 331, 30659 Hannover oder bei 
der Regionaldirektion Aurich des LGLN, Oldersumer Str. 48, 26603 Aurich eingegangen ist. 

 

Aurich, 30.05.2014 

 

Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung Niedersachsen 
Regionaldirektion Aurich - Amt für Landentwicklung 

 

(Wieghaus)      (S.) 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 51,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Einzelexemplar: 1,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 

Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-

weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  

Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


